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VCI-Stellungnahme zum Referentenentwurf  

GESETZ ZUR ÄNDERUNG DES WÄRME-

PLANUNGSGESETZES 

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die 
praktische Umsetzung der Wärmeplanung weiter zu erleichtern und bürokratische Hür-
den abzubauen. Der VCI begrüßt grundsätzlich die Weiterentwicklung des WPGs und die 
Anpassung an praktische Erfahrungen aus der Umsetzung.  
 
Die Wärmeplanung ist ein zentrales Instrument für die Transformation der Wärmeversor-
gung hin zur Treibhausgasneutralität. Für die chemisch-pharmazeutische Industrie ist da-
bei entscheidend, dass die gesetzlichen Vorgaben die industrielle Realität angemessen 
berücksichtigen und keine zusätzlichen, vermeidbaren Belastungen für Unternehmen 
entstehen. Eine praxistaugliche und rechtssichere Umsetzung ist Voraussetzung dafür, 
dass die Wärmeplanung ihre angestrebte Lenkungswirkung entfalten kann, ohne Inves-
titionen in Transformation und Standortmodernisierung zu behindern. 
 
Positiv hervorzuheben ist aus Sicht des VCI, dass die Frist für die Erstellung von Wärme-
netzausbau- und -dekarbonisierungsfahrplänen für Wärmenetze nach § 29 Abs. 4 WPG 
auf den 31. Dezember 2030 verschoben wurde. Diese Anpassung stellt eine spürbare 
Erleichterung für die betroffenen Unternehmen dar. 
 
Die zur Stellungnahme gesetzte Frist von lediglich einer Woche ist angesichts der Kom-
plexität der Regelungen und ihrer weitreichenden Auswirkungen sehr kurz bemessen. 
Eine fundierte und umfassende Bewertung ist innerhalb dieses Zeitraums nur einge-
schränkt möglich. Vor diesem Hintergrund konzentriert sich die vorliegende Stellung-
nahme auf ausgewählte, besonders relevante Aspekte des Entwurfs. Der VCI behält sich 
vor, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ergänzende Anmerkungen zu 
übermitteln oder die Positionierung auf Grundlage einer vertieften Analyse anzupassen. 
Für zukünftige Gesetzgebungsvorhaben sind aus Sicht des VCI angemessene Konsulta-
tionsfristen erforderlich, um die Qualität und praktische Umsetzbarkeit der Regelungen 
sicherzustellen. 
 
Im Einzelnen:  
 

Sinnvolle Fristverlängerung stärkt Praxistauglichkeit und 

Planungssicherheit (§ 32 Abs. 3 S. 2)  

Der VCI begrüßt ausdrücklich die im Referentenentwurf vorgesehene Verlängerung der 
Frist zur Erstellung von Wärmenetzausbau- und -dekarbonisierungsfahrplänen für 
Wärmenetze nach § 29 Abs. 4 WPG. Diese Anpassung auf 2030 ist aus Sicht der 
Industrie folgerichtig. Die ursprünglich vorgesehene Frist bis Ende 2026 hat sich in der 
Praxis als nicht umsetzbar erwiesen, da zentrale Voraussetzungen für belastbare Trans-
formationspläne vielfach noch fehlen. 
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Insbesondere bestehen weiterhin erhebliche Unsicherheiten hinsichtlich der Verfügbar-
keit und des Markthochlaufs klimaneutraler Technologien zur Prozesswärmeerzeugung, 
etwa auf Basis von erneuerbarem Strom, Wasserstoff oder CCS/CCU. Gleichzeitig 
schreitet der dafür notwendige Ausbau der Infrastruktur nur schrittweise voran. Hinzu 
kommen regulatorische Rahmenbedingungen, die den Einsatz von Wasserstoff oder syn-
thetischen Energieträgern derzeit teilweise einschränken und langfristige Investitionsent-
scheidungen erschweren. 
 
Vor diesem Hintergrund schafft die Fristverlängerung die notwendige Planungssicherheit, 
um realistische und tragfähige Transformationsstrategien zu entwickeln. Aus Sicht des 
VCI ist die Neuregelung daher ein wichtiger Beitrag zur Praxistauglichkeit des WPG und 
zur Unterstützung der industriellen Transformation. 
 

Energetische Nutzung unvermeidbarer Nebenprodukte als Abwärme 

anerkennen (§ 3 Abs. 4)  

Der VCI sieht im WPG Klarstellungsbedarf bei der Einordnung von Wärme aus der 
energetischen Verwertung industrieller Nebenprodukte. In zahlreichen industriellen 
Prozessen entstehen zwangsläufig energiereiche gasförmige oder flüssige 
Nebenprodukte, etwa wasserstoffhaltige Gase oder Prozessgase aus der Grund-
stoffindustrie. Diese sind keine klassischen Abgase, sondern chemische Nebenprodukte, 
die aus Gründen der Sicherheit und des Umwelt- und Immissionsschutzes verpflichtend 
thermisch behandelt bzw. verwertet werden müssen. Dies ist u.a. in § 5 Abs. 1 Nr. 4 
BImSchG bzw. TA Luft Nr. 5.2.11, Nr. 5.1.3 TA Luft und Nr. 5.4 TA Luft sowie als Auflage 
in individuellen Genehmigungsbescheiden vorgesehen.  
  
Die bei dieser Verwertung entstehende Wärme wird in der Praxis regelmäßig zur Dampf-
erzeugung genutzt und trägt erheblich zur Einsparung von Primärenergie bei. Ohne diese 
energetische Nutzung müssten die entsprechenden Gase vielfach abgefackelt werden, 
was weder energie- noch klimapolitisch gewünscht ist. Gleichwohl ist diese Wärme nach 
geltender Rechtslage nicht eindeutig als „unvermeidbare Abwärme“ im Sinne des WPG 
anerkannt, da sie formal aus der Nutzung eines Brennstoffs entsteht. Dies führt zu 
systematischen Unsicherheiten und kann dazu führen, dass entsprechende 
Wärmenutzungen regulatorisch benachteiligt werden. 
 
Die energetische Nutzung solcher unvermeidbaren Nebenprodukte sollte daher der 
unvermeidbaren Abwärme gleichgestellt werden. Vergleichbar mit der bereits 
bestehenden Regelung für Grubengas (§ 3 Abs. 2 WPG) handelt es sich auch hier um 
Wärmeerzeugung aus Stoffströmen, deren Entstehung unvermeidbar ist und deren 
Verwertung rechtlich geboten ist. Ohne energetische Nutzung würde die entstehende 
Energie ungenutzt bleiben oder müsste anderweitig dissipiert werden. 
 
Eine entsprechende Klarstellung würde die industrielle Praxis angemessen 
berücksichtigen, einen Beitrag zur Energieeffizienz und Dekarbonisierung anerkennen 
und zugleich sicherstellen, dass betroffene Wärmenetze die Anforderungen des WPG 
realistisch erfüllen können. 
 

Anforderungen an industrielle Wärmenetze praxisgerecht 

differenzieren (§ 32 Abs. 1 i.V.m. Anlage 3) 

Aus Sicht des VCI ist es notwendig, die Anforderungen an Wärmenetzausbau- und -
dekarbonisierungsfahrpläne stärker an den unterschiedlichen Anwendungsfällen auszu-
richten. Die in Anlage 3 des WPG festgelegten Vorgaben sind in ihrer aktuellen Ausge-
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staltung erkennbar an den Strukturen kommunaler Wärmenetze orientiert und lassen sich 
nur eingeschränkt auf industrielle Prozesswärmenetze übertragen. 
 
Dabei unterscheiden sich industrielle Wärmenetze in wesentlichen Punkten von kommu-
nalen Netzen, bspw. bei Temperatur- und Druckanforderungen. Diese bislang fehlende 
Abgrenzung führt dazu, dass einzelne Anforderungen der Anlage 3 für solche Netze gar 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand umsetzbar sind. 
 
Vor diesem Hintergrund schlägt der VCI eine entsprechende Ergänzung von § 32 Abs. 1 
vor. Für Wärmenetze, die nahezu ausschließlich der Versorgung gewerblicher oder in-
dustrieller Verbraucher mit Prozesswärme dienen, sollten nur die jeweils einschlägigen 
Anforderungen der Anlage 3 verpflichtend sein. In Frage käme hier bspw. eine 
Beschränkung auf Abschnitt II Ziffer 1 und 3a, Abschnitt III sowie Abschnitt IV Ziffern 1,2 
und 4. Eine solche Klarstellung würde die Praxistauglichkeit der Regelung für industrielle 
Anwendungen deutlich verbessern und zugleich unnötige bürokratische Belastungen 
vermeiden, ohne die Zielsetzung der Dekarbonisierung zu beeinträchtigen. 
 
Alternativ sollte Anlage 3 WPG entsprechend überarbeitet werden, um die spezifischen 
Anforderungen und Rahmenbedingungen industrieller Wärmenetze angemessen zu 
berücksichtigen. Eine differenzierte Ausgestaltung der Vorgaben würde dazu beitragen, 
die gesetzlichen Anforderungen passgenauer auf unterschiedliche Netzstrukturen 
zuzuschneiden und so die Umsetzbarkeit in der industriellen Praxis nachhaltig zu 
verbessern. 
 

Anwendungsbereich des WPG begrenzen  

Wie oben bereits ausgeführt, ist die Fristverlängerung für die Erstellung von 
Wärmenetzausbau- und dekarbonisierungsfahrplänen für die Industrie ausdrücklich zu 
begrüßen. Gleichwohl zeigen die bisherigen Erfahrungen aus der Umsetzung, dass die 
Regelungen des Wärmeplanungsgesetzes den spezifischen Anforderungen industrieller 
Wärmenetze vielfach nicht hinreichend Rechnung tragen. 
 
Das WPG richtet sich grundsätzlich sowohl an Kommunen als auch an Unternehmen. In 
seiner konkreten Ausgestaltung ist jedoch erkennbar, dass viele Vorgaben maßgeblich 
an den Strukturen kommunaler Wärmenetze ausgerichtet sind. Industrielle Wärmenetze 
unterscheiden sich hiervon grundlegend und lassen sich nur eingeschränkt in die 
bestehenden Regelungskonzepte integrieren. In der Praxis führt dies zu erheblichen 
Herausforderungen bei der Umsetzung gesetzlicher Anforderungen, etwa bei der 
Erstellung von Transformationsfahrplänen oder der Einhaltung technischer Zielvorgaben. 
Gleichzeitig zeigt sich, dass die spezifischen Rahmenbedingungen industrieller Prozesse 
im Gesetz bislang nicht ausreichend berücksichtigt sind. 
 
Vor diesem Hintergrund hält der VCI es für erforderlich, den Anwendungsbereich des 
WPG klar zu begrenzen. Industrielle Prozessdampfnetze sollten grundsätzlich vom 
Anwendungsbereich des WPG ausgenommen werden. Die aktuelle Fristverlängerung ist 
ein wichtiger erster Schritt, ersetzt jedoch nicht die notwendige grundsätzliche 
Differenzierung. Langfristig bedarf es einer klaren gesetzlichen Ausnahme für industrielle 
Eigenversorgungssysteme, um unverhältnismäßige Anforderungen zu vermeiden und 
die industrielle Transformation nicht zu behindern. 
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Ansprechperson: Manuela Pieper  

Abteilung Energie, Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft  
Bereich Nachhaltigkeit, Energie und Klimaschutz  
T +49 30 200599 13 | E m.pieper@vci.de 
 

Verband der Chemischen Industrie e.V. – VCI 
Mainzer Landstraße 55 
60329 Frankfurt 
 
www.vci.de | www.ihre-chemie.de | www.chemiehoch3.de  
LinkedIn | X | YouTube | Instagram 
Datenschutzhinweis | Compliance-Leitfaden | Transparenz 

 
  Registernummer des EU-Transparenzregisters: 15423437054-40 

  Der VCI ist unter der Registernummer R000476 im Lobbyregister, für die Interessenvertretung 

gegenüber dem Deutschen Bundestag und gegenüber der Bundesregierung, registriert. 

 

Der VCI ist Europas größter Verband für Chemie und Pharma. Mit seinen 22 Fach- und 7 

Landesverbänden repräsentiert er die Interessen von rund 2.000 Unternehmen – vom Global Player bis 

zum hoch spezialisierten Mittelständler. Mit 230 Milliarden Euro Umsatz im Jahr 2025 und mehr als 

545.000 Beschäftigten in Deutschland zählt die Branche zu den stärksten Treibern für Innovation, 

Wohlstand und Zukunft. Für eine starke chemisch-pharmazeutische Industrie von heute und morgen ist 

der VCI in Deutschland, in Europa und weltweit aktiv. 
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